


Ein Denkmal für die Deserteure

Ein kleiner Ausschnitt 
einer mehr als 15 Jahre 
andauernden Debatte um 
die Deserteure

Das Deserteurdenkmal auf  
privatem Grund in einem Garten  
in Neu-Ulm, 1998

Es ist und bleibt ein Unterschied, ob ein Mensch 
unter den alliierten Bomben gestorben oder  
im KZ Auschwitz auf Grund seiner Rassenzuge-
hörigkeit vergast wurde […] und es ist eben auch 
ein Unterschied, ob jemand als Deserteur er-
schossen oder als Wehrmachtssoldat, vielleicht 
sogar noch als SS-Mann, in der Sowjetunion zu 
Grunde ging. Und weil wir das in Ulm eigentlich 
auch wissen, haben wir in den letzten Jahren  
eine ganze Reihe von Ehrentafeln, Denkmälern 
und Erinnerungszeichen in unserer Stadt aufge-
stellt, um den verschiedenen Opfergruppen in 
ihrer Einmaligkeit zu gedenken und uns mit ihren 
Motiven auseinanderzusetzen. Nichts anderes 
beantragen wir für die Deserteure.

Verschiedene Anträge zur öffentlichen  
Aufstellung des Denkmals werden von der  
Stadt Ulm immer wieder abgelehnt, selbst  
noch nach dem Entschluss des Deutschen  
Bundestags vom 15. Mai 1997 zur Rehabilitie-
rung von Deserteuren. Begründet wird dies  
stets mit dem Verweis auf die zentrale Gedächt-
nisanlage auf dem Neuen Friedhof. Ein geson-
dertes Gedenken an die Opfer der NS-Militär-
justiz sei nicht erforderlich.

In einer Rede vor dem Hauptausschuss Ulm vom 17. März 2005  
kritisiert Markus Kienle, einer der Initiatoren des Denkmals, die 
Weigerung der Stadt, das Deserteurdenkmal auf öffentlichem 
Grund zu errichten: 



2005 genehmigt die Stadt, dass das Denkmal im Lehrer Tal 
und damit nahe der historischen Hinrichtungsstätte aufge-
stellt wird. Allerdings fehlen am Denkmal Hinweise auf  
den historischen Zusammenhang. Die fehlende Verortung 
betrifft auch die übrigen Haft- und Hinrichtungsstellen in 
Ulm, die alle noch existieren.

Erst 2009, nachdem ein Großteil der Betroffenen 
längst verstorben ist, erfolgt mit der Aufhebung 
der NS-Urteile gegen „Kriegsverräter“ durch den 
Bundestag die umfassende Rehabilitierung aller 
Opfer der NS-Militärjustiz. 2012 werden auf Initia-
tive eines Arbeitskreises Informationsstelen und 
Gedenktafeln am Deserteurdenkmal und den  
übrigen Tatorten der NS-Militärjustiz angebracht.

Grundlage für die neuen Infotafeln und -stelen  
sind Recherchen des Ulmer Geschichtslehrers 
Oliver Thron, der in einem 2011 veröffentlichten 
Gedenkbuch die Lebens- und Leidenswege  
einige der in Ulm hingerichteten Deserteure 
nachzeichnet.

Einweihung der Stelen am  
Deserteurdenkmal im Lehrer Tal, 
8. Mai 2012

Oliver Thron, Deserteure 
und „Wehrkraftzersetzer“

Ein Denkmal für die Deserteure



Ein Zeichen für die 
 „Euthanasie“-Opfer 

Gedenkstele für die „Euthanasie“-Opfer 
des Riedhofs, 23.9.2004

Der „Obere Riedhof“ im Ulmer Donautal war eine Anstalt des 
württembergischen Landesfürsorgeverbandes für geistig Kranke 
und Menschen mit Behinderungen. Im Nationalsozialismus stand 
die Einrichtung im Dienst einer völkischen Rassenpolitik, deren 
Ziel es war, „lebensunwertes“ Leben zu vernichten. Der Riedhof 
gab seine Patienten dieser menschenverachtenden Politik preis. 
30 Menschen wurden zwangssterilisiert und weitere 58 im 
Rahmen der „Euthanasie“-Morde zur Tötungsanstalt Grafeneck 
bei Münsingen transportiert und dort ermordet. Auf dem 
heutigen Ratiopharm-Gelände, dem Standort der ehemaligen 
Anstalt, befindet sich eher randständig eine kleine Gedenkstele 
aus dem Jahr 2004. Nach mühsamen Forschungsarbeiten des 
Ulmer Medizinhistorikers Dr. Walter Wuttke erschien 2005 eine 
Publikation über die Einrichtung im Nationalsozialismus. Aktuell 
erarbeitet die Ulmer Stolpersteininitiative weitere Biografien 
dieser noch immer mit Tabus belegten Opfergruppe.



Ein Zeichen für die „Euthanasie“-Opfer

Walter Wuttke: 
 „O, diese Menschen“

Die Namen der Ermordeten, die vom 
Riedhof in die Tötungsanstalt  
Grafeneck gebracht und dort getötet 
wurden

Flyer der Jugendgruppe des DZOK zur  
Erinnerung an die Ermordung von psychisch 
kranken und geistig behinderten Menschen  
im Nationalsozialismus

Veranstaltung zum Gedenken an die 
Ulmer „Euthanasie“-Opfer aus dem 
Oberen Riedhof auf dem Münsterplatz 
mit Schülern und Mitgliedern der 
Jugendgruppe des DZOK, 27.1.2010

Aus dem Vorwort von Prof. Dr. Friedemann 
Pfäfflin, damals Sektion für Forensische Psycho-
therapie der Universität Ulm: „Walter Wuttke 
hat mit seinen bahnbrechenden Arbeiten zur na-
tionalsozialistischen Medizin den Boden bereitet, 
auf dem seither die vielfältigsten  
lokalen, regionalen und überregionalen For-
schungsaktivitäten gediehen. […] Für diese  
Pioniertaten hat er über lange Zeit viele Schläge 
einstecken müssen.“ 



Das Straßenschild ist bislang das 
einzige Zeichen für die aus Ulm deportierten 
und ermordeten Sinti und Roma

Jahrzehntelang müssen Sinti und Roma um gesellschaftliche 
Anerkennung ihrer Verfolgung während der NS-Zeit kämpfen. 
2009 beschließt der Ulmer Gemeinderat, einen Weg im Wohn-
gebiet Roter Berg nach Willi Eckstein zu benennen, einem in 
Auschwitz ermordeten Sinti-Jungen. Das Engagement Über-
lebender wie Ranco Brantner und konkrete Nachforschungen 
des Historikers Walter Wuttke vor Ort hatten zuvor den Augen-
merk auf diese Opfer-Gruppe gelenkt. 

Straßenbenennung nach 
dem Sinti-Jungen Willi Eckstein 



Straßenbenennungen nach dem Sinti-Jungen Willi Eckstein

Auszug aus dem Gedenkbuch  
der Sinti und Roma im  
KZ Auschwitz-Birkenau

Gettoisiert am Rande der Stadt:  
Die „Zigeuner“-Siedlung am Roten 
Berg vor dem Zweiten Weltkrieg. 
Foto: Wilhelm Sohn

Willi Eckstein kam am 4. Mai 1932 als Sohn von  
Helene Eckstein, geb. Köhler, und Karl Eckstein in Ulm zur 
Welt. Karl Eckstein war von Beruf Musiker. Zur Zeit der 
Geburt lebte das Ehepaar Eckstein in einem Wohnwagen 
am Roten Berg in Söflingen. Am 3. August 1943 wurde 
Willi Eckstein im Alter von elf Jahren mit anderen  
Familienmitgliedern nach Auschwitz deportiert und dort 
ermordet.

Schon 1926 hatte die Ulmer Stadtverwaltung  
verfügt, dass Sinti und Roma in einer neu ange-
legten Obdachlosen-Siedlung am Roten Berg, 
bestehend aus sechs ausrangierten Eisenbahn-
wagons, wohnen mussten. Vergeblich hatte die 
SPD-Fraktion im Ulmer Gemeinderat einge-
wandt, dass diese Unterbringungsart „große  
Gefahren für die Gesundheit“ bedeute.  
Wie viele Sinti dort in der NS-Zeit lebten, ist 
nicht rekonstruierbar, weil die Meldeakten im 
Krieg vernichtet wurden. Sicher ist aber, dass 
einige von ihnen – wie Willi Eckstein – von Ulm 
nach Auschwitz deportiert wurden. 



Das Beispiel des  
Dr. Gerhard Klopfer, 2006

Seit einigen Jahren beschäftigen sich Ulmer Historiker und das 
Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg mit Lebens- und  
Berufsbiografien von Tätern. Sie fragen danach, wie und warum 
Ulmer in die Verbrechen des Nationalsozialismus involviert waren 
und wie ihre Integration in die Stadtgesellschaft nach 1945  
erfolgte. Die öffentliche Darstellung der Verstrickungen wurde 
erst mit großem zeitlichem Abstand möglich, stößt zum Teil auch 
heute noch auf Vorbehalte und weist viele weiße Flecken auf. 

2006 veröffentlicht das DZOK eine Fallstudie,  
in der Markus Heckmann den Lebens- und  
Berufsweg des Juristen Gerhard Klopfer unter-
sucht. Klopfer, der von 1942 bis 1945 Staats-
sekretär der Parteikanzlei der NSDAP war und  
an der Wannsee-Konferenz teilnahm, war seit 
1956 als Rechtsanwalt in Ulm tätig. Seine Bio-
grafie ist in vieler Hinsicht typisch für die Menta-
lität und das Verhalten hoher NS-Funktionäre 
vor und nach 1945.

Individuelle Schuld  
und Verantwortung: 
Zum Umgang 
mit Täterbiografien



Der Otto-Elsässer-Weg  
Der Willi-Eckstein-Weg am Roten Berg hieß vor  
seiner Umbenennung Otto-Elsässer-Weg. Er war 
1978 nach dem Ulmer Kommunalpolitiker Otto  
Elsässer (1886-1962) benannt worden – als  
Ehrung für seine Verdienste um den Wiederauf-
bau Ulms in der Nachkriegszeit. Bis zu seinem 
Tod war Elsässer nicht nur politisch als Fraktions-
vorsitzender der FWG im Gemeinderat aktiv, 
sondern auch als Direktor der Evangelischen  
Gesamtkirchenpflege tätig. Die Umbenennung 
2009 erfolgt als Reaktion auf neu veröffentlichte 
Erkenntnisse, dass Elsässer, während der NS-Zeit 
u. a. Kämmerer der Stadt Ulm, für „Arisierungen“ 
und Zwangsarbeiterlager zuständig war.



Die Erinnerung an die Ulmer Juden

Rezension zum Buch von  
Wolfgang Proske (Hg.): „Täter Helfer  
Trittbrettfahrer – NS-Belastete  
aus dem Raum Ulm/Neu-Ulm“,  
Neu-Ulmer Zeitung, 2.11.2013

Das letzte Todesurteil des Ulmer 
Standgerichts,  
Neu-Ulmer Zeitung, 16.12.2013

Ulmer Jurist untersucht  
das Wirken der  
NS-Strafjustiz vor Ort 

Mechanismen des Terrors –  
Untersuchung zur Gestapo
Auch in Württemberg und Ulm war die Geheime 
Staatspolizei der Inbegriff nationalsozialistischen  
Terrors, staatlicher Willkür, polizeilicher Über- 
griffe, Folterns und Mordens. Fast sieben Jahr-
zehnte nach der Befreiung vom Nationalsozialismus 
untersucht erstmalig eine Publikation die Struktur 
des Terrors auf Landes- und partiell Lokalebene.

Karl Ulrich Scheib, Ulmer Oberstaats-
anwalt a.D., untersucht für seine  
Promotion die Strafjustiz im National-
sozialismus bei der Staatsanwaltschaft 
Ulm und den Gerichten im Land- 
gerichtsbezirk Ulm. Sein Buch wird 
2012 veröffentlicht.

Die neuere Täterforschung, angestoßen durch die  
Kontroversen um die Wehrmachtausstellung (1995) und 
das Buch „Hitlers willige Vollstrecker“ von Daniel Gold- 
hagen (1996), untersucht auch das Verhalten der Mitläufer, 
Profiteure und Regimeträger im lokalen Raum. Ziel ist es, 
deren Motive und Handlungsräume im NS-System genauer 
als bisher auszuleuchten und einige der vielen weißen  
Flecken zur NS-Geschichte vor Ort – etwa zur Rolle von 
Polizei und Justiz – endlich auszufüllen.



Theodor Pfizer

Streit um die Benennung 
des Wiblinger Gymnasiums

Im Nationalsozialismus hatte der Stuttgarter  
Jurist (1904-1992) eine Karriere als Beamter bei 
der Reichsbahn absolviert, jenem Staatsunter-
nehmen, das für die „Logistik“ von Vernich-
tungskrieg und Deportationen unabdingbar war. 
Auch Pfizer selbst war durch seine Mitarbeit bei 
der Generalbetriebsleitung-Ost in Berlin und als 
Dezernent für die Güterlogistik in Stuttgart darin 
eingebunden. Ungeklärt ist allerdings – trotz 
jüngster Forschungen des Historikers Andreas 
Lörcher – seine genaue Rolle bei der Organisa-
tion der Deportation von Juden.

Als am 29. Februar 2004 in Ulm anlässlich des  
100. Geburtstags von Theodor Pfizer das Wiblinger 
Gymnasium nach ihm benannt werden soll,  
begehren Lehrer, Eltern und Schüler dagegen auf. 
Weil sie danach fragen, welche Rolle Pfizer bei  
der Reichsbahn spielte, werden sie in der Presse 
beschuldigt, den Ruf des hochverdienten Kommu-
nalpolitikers zu beschmutzen. Der Konflikt wird  
dadurch fürs erste eingedämmt, dass die Stadt  
ihren Vorschlag zurückzieht. Ein halbes Jahr später 
wird der Platz an der Ulmer Stadtbibliothek in 
Theodor-Pfizer-Platz umbenannt.

2014 sind nach Pfizer ein Platz und eine Halle in Ulm 
benannt, er ist Ehrenbürger der Stadt. Wie ist mit dem 
historischen Erbe eines Oberbürgermeisters umzugehen, 
der sich im Nationalsozialismus wie ein zuverlässiges 
Rädchen im Getriebe verhielt und nach 1945 ausdau-
ernd über seine Rolle schwieg, der aber zugleich als 
erstes Stadtoberhaupt im Land die wissenschaftliche 
Erforschung der Verfolgung und Ermordung der Ulmer 
Juden in Auftrag gab? Der den demokratischen Neu-
aufbau maßgeblich mitgestaltete und das Erbe der  
Geschwister Scholl und ihres Widerstands immer als 
beispielgebend hochhielt? Beide Dimensionen zusam-
menzudenken ist ein elementarer Bestandteil einer  
kritischen Erinnerungskultur im 21. Jahrhundert.


